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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/11541/24

DEZERNAT III
Kipke, Jürgen Datum: 

16.10.2024

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Resolution für einen barrierefreien Bahnhof" (Antrag der Gruppe Die Par-
tei/Die Linke vom 15.10.2024, eingegangen am 15.10.24 um 21:19 Uhr)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 29.10.2024 Verwaltungsausschuss

Ö 30.10.2024 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

Die Verwaltung nimmt zu dem beigefügten Antrag wie folgt Stellung:

Die Hansestadt Lüneburg hat im Jahr 2021 mit der damaligen Unternehmenstochter der DB 
AG, der DB Station und Service, ein so genanntes Memorandum of Understanding 
(VO/9401/21) unterzeichnet, welches die Ziele einer Zusammenarbeit in allen Belangen rund 
um den Lüneburger Bahnhof besiegelt hat. In diesem Zusammenhang sind auch die Ziele 
zur Förderung der Barrierefreiheit im Bahnhofsumfeld festgehalten worden; z.B. durch das 
Bestreben eines barrierefreien Haupteingangs (siehe auch VO/10588/23). Auch im Zusam-
menhang mit der Umgestaltung der Wartehalle und der Konzeptionierung der Mobilitätszen-
trale sind die Aspekte der Barrierefreiheit Gegenstand des Austausches gewesen und die 
Stadtverwaltung hat in diesem Zusammenhang auf die Einbeziehung des Behindertenbeira-
tes hingewirkt. 

Hinsichtlich der Sanierung der Fahrstühle an den Bahnsteigen sind durch die Hansestadt 
deutlich und mehrfach in mündlicher und schriftlicher Form die Forderungen für eine Be-
schleunigung der Baumaßnahme und eine Unterstützung von mobilitätseingeschränkte Per-
sonengruppen ggü. der Deutschen Bahn kommuniziert worden. Auch in den Gremien ist 
hierzu berichtet worden. Die Verwaltung sieht das Vorgehen der Deutschen Bahn im Hinblick 
auf die Bedarfe von mobilitätseingeschränkten Personen und insbesonere Menschen mit 
Behinderung sehr kritisch und erachtet den Zustand während der Baumaßnahme als nicht 
akzeptabel. Zuletzt hat die Oberbürgermeisterin eine parallele Inititiatve des Behindertenbei-
rates unterstützt, der mit Schreiben vom 27.09.2024 den Vorstandsvorsitzenden der DB AG 
und ihre Konzernbevollmächtigte für die Länder Bremen und Niedersachsen gemeinsam mit 
den lokalen Verwaltungsspitzen, Mandatsträgern und Interessenvertreter:innen mit verschie-
denen Forderungen zum Thema „Fahrstuhlsanierung“ konfrontiert hat. Verwaltung und Be-
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hindertenbeirat stimmen sich derzeit ab, in welcher Form man auf die nach wie vor unbefrie-
digende Antwort der DB reagiert. 

Es bestehen verwaltungsseitig keine Bedenken dagegen, dass der Rat der Hansestadt Lü-
neburg eine Resolution zur Herstellung von Barrierefreiheit am Lüneburger Bahnhof gegen-
über der Deutschen Bahn beschließt.

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1 Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15)

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11)

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) 

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)

□ Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen

□ Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

□ Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.

c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)
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□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
□ Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 21,-- €

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlagen:
Antrag "Resolution für einen barrierefreien Bahnhof" (Antrag der Gruppe Die Partei/Die Linke 
vom 15.10.2024)

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:



 

Hansestadt Lüneburg 

Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch 

Am Ochsenmarkt 1 

21335 Lüneburg 

 

Lüneburg, den 15. Oktober 2024 

 

Resolu�on: Barrierefreiheit am Lüneburger Bahnhof gewährleisten! 

 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

Die Linke im Lüneburger Rat stellt folgenden Antrag: 

Der Rat der Hansestadt Lüneburg möge in der Ratssitzung am 30. Oktober 2024 folgende Resolu*on 

beschließen und der Deutschen Bahn AG zukommen lassen: 

 

Der Rat der Hansestadt Lüneburg fordert die Deutsche Bahn AG auf, unverzüglich Barrierefreiheit 

am Lüneburger Bahnhof herzustellen! Die Menschen brauchen am Lüneburger Bahnhof 

funk�onierende Aufzüge und für die Zeit der Instandsetzungsarbeiten sofort alterna�ve Lösungen, 

die keine zeitaufwändigen Umwege erfordern.  

 

Begründung 

Seit Anfang 2024 ist die Barrierefreiheit am Lüneburger Bahnhof durch Umbauarbeiten zusätzlich 

eingeschränkt. Barrierefreiheit wird durch weitere Erneuerungs- und Umbauarbeiten am Aufzug an 

Gleis 2/3 voraussichtlich für die kommenden sechs Monate weiterhin nicht gewährleistet sein. 

Darauffolgend sollen aufgrund von Erneuerungsarbeiten am Aufzug an Gleis 4/5 zusätzliche sechs 

Monate Barrieren entstehen.  

Dieser unhaltbare Zustand muss unverzüglich besei*gt werden, so dass Menschen mit 

Behinderungen und mit Mobilitätseinschränkungen nicht benachteiligt und nicht vom Bahnverkehr 

ausgeschlossen werden! 

Die Deutsche Bahn AG muss dringend für die Zeit der Reparatur des Aufzugs brauchbare Alterna*ven 

anbieten, die nicht zeitaufwendige Umwege und mehrtägige Anmeldefristen erfordern. Der 

Behindertenbeirat hat bereits auf diese Situa*on hingewiesen. Auch Mitglieder der Ini*a*ven ROBIN 

WOOD, Klimakollek*v Lüneburg und Lüneburg Barrierefrei machten in einer Protestak*on am 9. 

Oktober auf die Situa*on aufmerksam und schlugen schnell umsetzbare, alterna*ve Lösungen vor, 

unter anderem eine Treppenraupe oder einen Treppenli@.  Dass diese Vorschläge nicht aufgegriffen 

und umgesetzt werden, ist ein Skandal und nicht hinnehmbar! 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Gruppensprecherin Die PARTEI / Die Linke 
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